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Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat: 
Was ist aus nationalen und 
internationalen Surveys bekannt? – 
Ein Data-Review 

AUF EINEN BLICK 

– Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat werden in deutschen sowie 

internationalen Umfrageprogrammen wie z. B. der Allgemeinen 

Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) oder 

dem European Social Survey (ESS) sowie von Trendmonitoren wie 

Polit- oder Eurobarometer erhoben. 

– Zu einzelnen sozialpolitischen Bereichen wie Renten- oder 

Arbeitsmarktpolitik sind die Einstellungen sehr gut erfasst. 

– Lücken bestehen insbesondere hinsichtlich der Bewertungen von 

zentralen Lebenslaufübergängen. Mit Ausnahme des Übergangs in 

den Ruhestand werden Übergänge nicht von den Erhebungen 

abgedeckt. 

– Meist werden Fragen nach der Einstellung zum Wohlfahrtsstaat 

nicht konsistent über mehrere Befragungswellen hinweg gestellt, 

was eine langfristige Datenanalyse erschwert. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

Die vorliegende Studie stellt die Ergebnisse eines Data-Reviews zu 

Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat dar. Dabei wurden sowohl deutsche 

als auch internationale Befragungsdaten analysiert, um zu ermitteln, in 

welchem Maße sie die Einstellungen der Bevölkerung zu zentralen 

Themen wie der Verantwortung des Sozialstaates, den Bereichen, in 

denen der Staat tätig werden sollte, dem Niveau sozialstaatlicher 

Leistungen, dem bestehenden Reformbedarf und den 

Gerechtigkeitsvorstellungen der Menschen abbilden. Während manche 

Themen wie die staatliche Verantwortlichkeit oder das Niveau 

sozialstaatlicher Leistungen in vielen Befragungen erhoben werden, 

finden sich keine systematischen Daten dazu, in welchen Bereichen der 

Sozialstaat eingreifen soll. In den allermeisten Fällen werden die 

Fragen nicht konsistent über einen langen Zeitraum gestellt, sodass 

langfristige Zeitverlauf-, Panel- oder Trendanalysen schwierig bis 

unmöglich sind. 

 

ABSTRACT 

In this study, we review surveys which cover attitudes towards the 

welfare state. We include both German and international surveys. Our 

analysis focuses on the population’s attitudes towards core topics such 

as the responsibility of the welfare state, areas and scope of social 

policy, the need to reform, and conceptions of justice. Some topics, 

such as governmental responsibility or the scope of social policy, are 

included in many surveys. There is no consistent database regarding 

the areas in which the welfare state should intervene. Most surveys do 

not ask the questions of interest in a timely and consistent manner. This 

makes panel analyses, analyses over time, or long-term trend analyses 

hardly possible.
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1 Zielsetzung und Hintergrund 

Der deutsche Sozialstaat steht einerseits aktuell vor vielfältigen Herausforderungen, die sich 

u. a. aus dem technologischen Wandel, dem Wandel der Arbeitswelt, der Globalisierung, dem 

demografischen Wandel oder der Frage nach der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und 

Sorgearbeit ergeben. Andererseits kommt wohlfahrtsstaatlichen Leistungen bei der sozialen 

Abfederung dieser Herausforderungen eine zentrale Bedeutung zu. Um handlungsfähig zu 

bleiben, ist der Wohlfahrtsstaat auf die Akzeptanz der Bevölkerung dringend angewiesen. 

Daraus ergeben sich folgende Fragen: Genießt der Wohlfahrtsstaat bei der Bevölkerung 

insgesamt (noch) eine ausreichende Zustimmung? Welche sozialpolitischen Leistungen 

befürwortet die Bevölkerung bzw. welchen steht sie kritisch gegenüber? Hinsichtlich der durch 

die genannten Herausforderungen immer dringender werdenden sozialstaatlichen Reformen 

stellt sich zudem die Frage, welche Reformen die Bevölkerung unterstützt und welche sie 

ablehnt. Die Einstellungen der Bevölkerung zum Sozialstaat insgesamt und die Erwartungen 

an sozialstaatliches Handeln spielen somit eine entscheidende Rolle. 

Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen eines Data-Reviews zentrale Dimensionen 

identifiziert, in denen sich die Akzeptanz des Wohlfahrtsstaats sowie Erwartungen an 

sozialstaatliches Handeln in der Bevölkerung empirisch abbilden lassen. Dazu zählen 

einerseits grundlegende Zuständigkeitszuschreibungen und Bewertungen des 

Leistungsniveaus (Verantwortlichkeit des Staates und Niveau sozialstaatlicher Leistungen), 

andererseits Indikatoren, die auf sozialstaatliches Handeln in unterschiedlichen 

Politikbereichen, also Lebenslagen bzw. Altersklassen sowie auf die Unterstützung an 

zentralen Lebenslaufübergängen (Eintritt in den Arbeitsmarkt, Verbleib im Erwerbsleben, 

Übergang in den Ruhestand) verweisen.1 Ergänzend werden Einschätzungen zum 

Reformbedarf und zu Gerechtigkeitsvorstellungen berücksichtigt. Die Entscheidung darüber, 

welche sozialpolitischen Bereiche in den Data-Review einbezogen werden, orientiert sich 

dabei an den von Althammer et al. (2021, S. 142) als wesentlich identifizierten 

sozialstaatlichen Politikbereichen (siehe Abbildung 1).2 Im Unterschied zu 

Althammer et al. (2021) werden die Politikbereiche, die primär auf Unternehmen ausgerichtet 

sind (Betriebsverfassungs- und Unternehmensverfassungspolitik sowie Mittelstandspolitik), 

jedoch im Folgenden nicht betrachtet. Die gesetzliche Krankenversicherung ist zwar dem 

Bereich der Sozialpolitik zuzuordnen, stellt aber nur einen Teil des großen Themenspektrums 

der Gesundheitspolitik dar. Aus diesem Grund wird das Thema Gesundheit ebenfalls im 

Folgenden nicht behandelt. Auch bei den für den Data-Review identifizierten relevanten 

 
1 Einstellungen zu Migration spielen in den meisten Politikbereichen eine Rolle und sind daher ein 

Querschnittsthema. Aus diesem Grund gibt es im Folgenden keinen gesonderten Abschnitt, der sich mit 

Einstellungen zu Migration beschäftigt. 
2 Althammer et al. (2021) zufolge ist Umverteilung eine Wirkung staatlicher Sozialpolitik. Deshalb taucht der 

Begriff nicht in Abbildung 1 auf. Weil Umverteilung in der Literatur, die die im Folgenden dargestellten 

Umfrageprogramme auswertet, eine wichtige Rolle spielt, wird diesem Thema im Literaturüberblick  aber 

entsprechend Raum gegeben. 
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sozialstaatlichen Politikbereichen konnten nur diejenigen betrachtet werden, zu denen in den 

eingeschlossenen Umfrageprogrammen Fragen vorliegen. 

Die vorliegende Studie gibt einen Überblick über die zu den genannten Fragen bereits 

vorliegenden empirischen Daten und die darauf aufbauende Literatur. Insbesondere wird 

darauf eingegangen, welche Indikatoren zur Einstellung der Bevölkerung in den 

verschiedenen Bereichen der Sozialpolitik bereits erhoben werden. 

Die Studie ist wie folgt gegliedert: Kapitel 2 stellt die Datenbasis vor, die dem Data-Review 

zugrunde liegt. In Kapitel 3 werden die Ergebnisse des Data-Reviews ausführlich diskutiert.3 

Zusätzlich zu den dargestellten Ergebnissen wurde eine Excel-Tabelle erstellt, in der die 

Items aufgeführt sind, die zu den relevanten Themenbereichen dieses Berichts von den 

betrachteten Umfrageprogrammen erhoben wurden. Kapitel 4 enthält eine 

Zusammenfassung der relevanten Literatur.4 Zusätzlich wird der Studie eine vollständige und 

kommentierte Literaturliste beigefügt. Diese Liste umfasst neben den üblichen 

bibliografischen Angaben auch Informationen zum verwendeten Datensatz, zum 

Untersuchungszeitraum sowie die zentrale Forschungsfrage der jeweiligen Arbeit. 

 

Abbildung 1 

 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Althammer et al. (2021, S. 142). 
  

 
3 Familien- und Bildungspolitik wird nur vereinzelt in den Umfrageprogrammen behandelt, sodass hier wenige 

Ergebnisse vorliegen. Diese Ergebnisse werden in einem gemeinsamen Unterkapitel diskutiert.  
4 Zum Themenbereich Pflege enthalten die Umfrageprogramme zwar Fragen, aber es gibt der für diese Studie 

durchgeführten Recherche zufolge keine gesonderten Auswertungen dieser Fragen. Aus diesem Grund fehlt 

das Thema Pflege in Kapitel 4. 
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2 Datengrundlage 

In die hier vorgestellte Studie wurden verschiedene Umfrageprogramme anhand der im 

Folgenden beschriebenen Kriterien eingeschlossen. Die infrage kommenden Erhebungen 

konnten ausschließlich in Deutschland oder in Deutschland und weiteren Ländern 

durchgeführt werden. Außerdem konnte sowohl die Gesamtbevölkerung eines Landes als 

auch eine bestimmte Personengruppe (etwa ältere Menschen) adressiert werden. Zudem 

sollten die einbezogenen Umfragen eine Bandbreite an Fragen zu sozialpolitischen Themen 

aufweisen. An diesem Kriterium scheiterten die Erhebung über Einkommen und 

Lebensbedingungen (EU-SILC), die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), der 

Mikrozensus, das Nationale Bildungspanel (NEPS) und die Studie 50+ in Europa (SHARE). 

Darüber hinaus sollte die Möglichkeit bestehen, anhand der Umfragedaten längerfristige 

Trends zu beschreiben. Dieses Kriterium führte zum Ausschluss von einmalig durchgeführten 

oder Ad-hoc-Umfragen. Die hier vorstellte Studie fokussiert die Zeit ab 1990. Umfragen, die 

ausschließlich vorher durchgeführt worden waren, wurden also ausgeschlossen. Die 

ausgewählten Studien wurden mit allen verfügbaren Wellen einbezogen, auch wenn diese 

bereits vor 1990 erhoben worden waren. Um die Beantwortung der Forschungsfragen zu 

erleichtern, sollten die einbezogenen Umfragen schließlich leicht zugänglich und gut 

dokumentiert worden sein. Dies führte zum Ausschluss des German Internet Panels (GIP), 

da die Daten nicht kostenfrei ausgewertet werden können. Die anhand dieser Kriterien 

zusammengestellte Datenbasis enthält im Ergebnis drei Umfragen, die in Deutschland 

durchgeführt werden, drei internationale Umfrageprogramme und drei Trendmonitore. 

Bei den in Deutschland durchgeführten Umfragen handelt es sich um die Allgemeine 

Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS), das Sozio-oekonomi-

sche Panel (SOEP) und den Deutschen Alterssurvey (DEAS). Im ALLBUS werden 

Einstellungen, Verhalten und soziale Veränderungen erfasst. Das SOEP hat zum Ziel, 

Verhalten, ökonomische Entscheidungen, soziale Veränderungen und den Effekt von 

Politikmaßnahmen besser zu verstehen. Mit dem DEAS sollen Veränderungen in der 

Lebenslage älterer Menschen und im Prozess des Alterns dargestellt werden. Der ALLBUS 

umfasst die erwachsene Wohnbevölkerung Deutschlands und ist als Querschnittserhebung 

konzipiert.5 Im SOEP werden Personen in Privathaushalten befragt, es handelt sich um eine 

Panelerhebung. Der DEAS ist ebenfalls eine Panelerhebung, die sich allerdings 

ausschließlich an Personen in Privathaushalten richtet, die 40 Jahre alt und älter sind. 

Bei den einbezogenen Umfragen, die in mehreren Ländern durchgeführt werden, handelt es 

sich um den European Social Survey (ESS), das International Social Survey 

Programme (ISSP) und die Integrated Values Surveys (IVS), die sich aus dem World Values 

Survey (WVS) und der European Values Study (EVS)6 zusammensetzen. Das ESS misst 

 
5 Die Daten können in kumulierter Form bezogen werden, was die Auswertung langfristiger Trends erheblich 

vereinfacht. 
6 Da die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe nicht zur Datengrundlage für diese Studie zählt, bezeichnet 

die Abkürzung EVS im Folgenden immer die European Values Study. 
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Einstellungen, Überzeugungen, Lebensumstände und die soziale Struktur eines Landes. Im 

ISSP werden Veränderungen in Einstellungen, im Verhalten und in Lebensumständen 

erhoben. Die IVS stellen eine Erhebung von Werten, Einstellungen, Präferenzen, 

Überzeugungen und Meinungen dar. Sowohl im ESS als auch im ISSP liegen in regelmäßigen 

Abständen wiederholte Themenmodule vor, die sich mit wesentlichen Aspekten des 

Wohlfahrtsstaates auseinandersetzen. Im ESS ist dies das Modul zu Einstellungen zum 

Wohlfahrtsstaat, im ISSP sind es die Module zur Rolle des Staates oder zur sozialen 

Ungleichheit. Alle drei Umfragen sind als Querschnittserhebungen konzipiert. Der ESS erfasst 

die Gesamtbevölkerung ab 15 Jahren, das ISSP die Gesamtbevölkerung ab 18 Jahren und 

die IVS die Bevölkerung ab 18 Jahren in Privathaushalten. Der ESS wird in den Ländern der 

EU-27 sowie im Vereinigten Königreich erhoben, darüber hinaus in der Schweiz, Norwegen, 

Island, Israel, einigen Balkanländern, der Ukraine und Russland. Das ISSP umfasst die 

Länder der EU-27 (mit wenigen Ausnahmen) sowie das Vereinigte Königreich, die Schweiz, 

Norwegen, Island, Israel, die Ukraine, Russland und Georgien, Kanada, die USA sowie 

verschiedene Länder in Mittel- und Südamerika und schließlich Australien, Neuseeland und 

vereinzelte asiatische Länder. Die IVS haben die größte Reichweite und umfassen Länder 

auf allen Kontinenten. 

Schließlich wurden in die Studie auch das Politbarometer, der DeutschlandTrend und das 

Eurobarometer einbezogen. Im Politbarometer und im DeutschlandTrend werden 

Einstellungen zu politischen Parteien, aktuellen Politikmaßnahmen, aktuellen 

gesellschaftlichen Themen sowie zu im politischen Bereich tätigen Personen erhoben. Mit 

dem Eurobarometer werden Meinungen zur Europäischen Union, zu Politikmaßnahmen und 

zur Sozialpolitik erfasst. Sowohl das Politbarometer als auch der DeutschlandTrend umfassen 

die deutsche Wahlbevölkerung und sind Querschnittserhebungen. Das Eurobarometer stellt 

ebenfalls eine Querschnittserhebung dar, die unter der Bevölkerung ab einem Alter von 

15 Jahren durchgeführt wird. Das Eurobarometer wird in den Ländern der EU-27 sowie im 

Vereinigten Königreich, in den Kandidatenländern außer der Ukraine, in Norwegen, Island 

und der Schweiz sowie in Nordzypern durchgeführt. Im Anhang zu diesem Bericht wird jede 

der einbezogenen Erhebungen außerdem anhand eines kurzen Steckbriefs vorgestellt. 
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3 Ergebnisse aus den Umfragen 

 

 

3.1. VERANTWORTUNGSZUSCHREIBUNG 

In allen hier einbezogenen Erhebungen werden Fragen zur Verantwortlichkeit des Staates 

gestellt. Dabei wird meistens die Einschätzung zur Verantwortung des Staates in bestimmten 

Politikbereichen erhoben. Weitere Themen sind die staatliche Verantwortung für soziale 

Sicherung insgesamt, für Umverteilung und für den sozialen Zusammenhalt. Vereinzelt 

werden auch Fragen nach der Relevanz sozialpolitischer Themen und nach der Priorisierung 

sozialpolitischer Leistungen gestellt. Im ESS sowie im Eurobarometer gibt es in diesem 

Themenbereich Fragen dazu, welche Rolle europäischen Institutionen zukommen sollte. 

Hierbei geht es insbesondere darum, auf welcher Ebene (europäischer, nationaler oder 

regionaler) Sozialpolitik angesiedelt sein sollte und ob Sozialpolitik großzügiger ausgestaltet 

wäre oder nicht, wenn sie auf europäischer Ebene angesiedelt wäre. 

 

3.2. STAATLICHE VERANTWORTUNG IN BESTIMMTEN 
POLITIKBEREICHEN 

RENTENPOLITIK 

Der Bereich, der von den meisten der hier betrachteten Erhebungen adressiert wird, ist die 

Rentenpolitik. In allen Umfragen außer in ALLBUS und ESS werden zu diesem 

sozialpolitischen Bereich Fragen gestellt. 

Ein Themenbereich, der dabei beleuchtet wird, ist der Lebensstandard im Alter. Dabei geht 

es um Fragen der Angemessenheit des Rentenniveaus und darum, wie Rentenzahlungen 

indexiert sein sollten (Lohn- oder Preisindexierung). Außerdem werden Fragen zur 

Grundrente bzw. zu einer Basissicherung im Alter gestellt. Ebenfalls wird erhoben, wer 

Anspruch auf eine Altersrente haben sollte und ob beispielsweise Zeiten der Kindererziehung 

oder der unentgeltlichen Pflege angerechnet werden sollten. 

Eng verbunden mit der Frage nach einem angemessenen Rentenniveau ist die nach der 

fiskalischen Nachhaltigkeit und der finanziellen Tragbarkeit des Rentensystems für jüngere 

Generationen. 

Außerdem gibt es verschiedentlich Fragen zum Renteneintrittsalter, wie hoch es 

beispielsweise sein sollte und ob es Ausnahmen von einem steigenden Rentenalter für 

bestimmte Personengruppen geben sollte. 

Insbesondere im Zuge der Rentenreformen zu Beginn des 21. Jahrhunderts wurden Fragen 

dazu gestellt, welche Rolle die private Altersvorsorge spielen sollte und ob sie verpflichtend 

sein sollte. 
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Zur Erwerbstätigkeit im Rentenalter werden verschiedentlich Fragen gestellt, insbesondere 

im DEAS. Hier wird umfassend erhoben, in welchem Ausmaß und aus welchen Gründen 

Personen neben dem Rentenbezug erwerbstätig sind. In diesem Zusammenhang wird auch 

das Thema Altersdiskriminierung adressiert. Es wird erhoben, ob es ältere Beschäftigte bei 

Arbeitslosigkeit aufgrund ihres Alters schwerer hätten, eine neue Stelle zu finden. 

Schließlich werden auch vereinzelt intergenerationale Beziehungen und die 

Verantwortlichkeit älterer Generationen adressiert. 

 

ARBEITSMARKTPOLITIK UND GRUNDSICHERUNG 

Ein weiterer Bereich, zu dem sich in vielen der hier einbezogenen Erhebungen Fragen finden 

lassen, ist die Arbeitsmarktpolitik. In diesem Themenfeld wird beispielsweise erhoben, ob der 

Staat grundsätzlich dafür verantwortlich sein sollte, Arbeitsstellen zu schaffen, oder ob das 

eher der Privatwirtschaft überlassen werden sollte. Dazu, wie Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

ausgestaltet sein sollten und ob investive Leistungen (etwa für Weiterbildung) ein stärkeres 

Gewicht neben rein kompensatorischen Leistungen haben sollten, gibt es verschiedene 

Fragen. Auch zur aktivierenden Arbeitsmarktpolitik werden vereinzelt Fragen gestellt und 

dazu, ob Arbeitslose verpflichtet sein sollten, jede Arbeit anzunehmen. 

Mit den Hartzreformen Anfang des 21. Jahrhunderts wurde die Grundsicherung bei 

Arbeitslosigkeit grundlegend umgestaltet. Zu den Reformen finden sich detaillierte Fragen, 

insbesondere in den Trendmonitoren. Es wird beispielsweise erhoben, ob die Reformen zur 

Verringerung der Arbeitslosigkeit beigetragen hätten, ob das dadurch neu geschaffene 

Sicherungssystem besser oder schlechter sei als das vorherige, ob die 

Grundsicherungsleistungen angemessen seien oder welche Rolle Sanktionen spielen sollten. 

Eine ebenfalls weitreichende Reform im Bereich der Arbeitsmarktpolitik fand 2015 mit der 

Einführung des gesetzlichen Mindestlohns statt. In diesem Zusammenhang finden sich 

ebenfalls einige Fragen, etwa dazu, ob es überhaupt einen einheitlichen Mindestlohn geben 

sollte oder ob niedrige Löhne stattdessen aufgestockt werden sollten, ob der Mindestlohn nur 

für bestimmte Branchen gelten sollte, ob es Ausnahmen vom Mindestlohn geben sollte, wer 

über die Höhe des Mindestlohns bestimmen sollte, ob die Höhe angemessen sei und ob ein 

allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn Arbeitsplätze gefährde. 

Außerdem wird vereinzelt erhoben, wie Migration den Arbeitsmarkt beeinflusst und ob 

Zugewanderte eher in Konkurrenz zur einheimischen Bevölkerung stehen oder ob Migration 

wegen des Fachkräftemangels unerlässlich ist. 

 

FAMILIEN- UND BILDUNGSPOLITIK 

Im Bereich der Familien- und Bildungspolitik werden deutlich weniger Fragen gestellt als zu 

Renten- und Arbeitsmarktpolitik. Themen, die häufig adressiert werden, sind 

Geschlechterstereotype, Rollenverteilungen und die Vereinbarkeit von Familien- und 

Berufsleben. Außerdem gibt es verschiedene Fragen zur Rolle des Staates bei der 

Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen. Zu Geldleistungen für Kinder, deren Höhe und 

ob sie einkommensabhängig gezahlt werden sollten oder nicht, werden ebenfalls vereinzelt 

Fragen gestellt. Außerdem wird erhoben, wie Familien der Ansicht der Befragten nach am 

besten unterstützt werden könnten, durch steuerliche Vergünstigungen, die Bereitstellung 

von Kinderbetreuung oder Geldleistungen. 

Das Eurobarometer widmet sich den Problemen für Jugendliche und adressiert in diesem 

Zusammenhang Themen wie Rassismus und Diskriminierung, Wohnen, Arbeitsstellensuche 

und eine gute Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt. 

Im Bereich der Bildungspolitik werden sehr selten Fragen gestellt und diese sind zum Teil 

spezifisch auf die Situation in Deutschland bezogen. So wird gefragt, ob die 
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Gymnasialschulzeit acht oder neun Jahre betragen sollte. Außerdem wird erhoben, ob 

Personen, die sich eine Hochschulausbildung nicht leisten könnten, staatliche Unterstützung 

bekommen sollten. 

 

WOHNUNGSPOLITIK 

Ein Politikbereich, der selten, allerdings in der jüngeren Vergangenheit öfter vorkommt, ist die 

Wohnungspolitik. Es wird beispielsweise gefragt, ob der Staat in diesem Bereich tätig werden 

sollte, etwa durch eine Begrenzung der Mieten. Auch wird erhoben, ob es staatliche Hilfe 

geben sollte, um gestiegenen Wohnkosten zu begegnen, wie hoch sie sein sollten und wer 

davon profitieren sollte. Außerdem wird die Frage adressiert, ob der Staat mehr tun sollte, um 

bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Vereinzelt wird die Ansicht der Befragten 

zu Diskriminierung, etwa von Minderheiten auf dem Wohnungsmarkt, erhoben. Außerdem 

wird erfasst, ob es staatliche Unterstützung für einen altersgerechten Umbau von Wohnungen 

geben sollte, sodass ältere Menschen so lange wie möglich in ihrem Zuhause bleiben können. 

Schließlich werden in manchen Erhebungen Fragen dazu gestellt, als wie drängend das 

Problem der Wohnungslosigkeit angesehen wird und was geeignete Mittel dagegen sein 

könnten. 

 

PFLEGEPOLITIK 

In wenigen Erhebungen werden Fragen zur Pflegeversicherung und zu sozialpolitischen 

Leistungen im Bereich der Langzeitpflege gestellt. Dabei wird zum einen erhoben, wie eine 

Pflegeversicherung nach Ansicht der Befragten ausgestaltet sein sollte, ob sie staatlich oder 

privat organisiert sein sollte, ob die Beiträge freiwillig oder verpflichtend sein sollten oder ob 

eine Steuerfinanzierung geeigneter sei. Neben Fragen zur Höhe der Beiträge und Leistungen 

werden zum Teil auch Fragen zur Qualität der Pflege gestellt und dazu, wie Gewalt gegen 

die gepflegten Personen oder deren Missbrauch verhindert werden könnte. Schließlich wird 

erhoben, welche Maßnahmen der Staat ergreifen könnte, um Personen zu unterstützen, die 

unentgeltlich pflegen, etwa durch die Möglichkeit eines unbezahlten Urlaubs von bis zu einem 

halben Jahr. 

 

QUALITÄT VON ÜBERGÄNGEN IM LEBENSLAUF 

Neben einzelnen sozialpolitischen Bereichen wie Renten-, Arbeitsmarkt- oder Familienpolitik 

stellen zentrale Übergänge im Lebensverlauf wichtige Zeitpunkte dar, an denen der Staat 

sozialpolitisch besonders häufig eingreift, da es sich um risikoreiche biografische Phasen 

handelt. In den einbezogenen Datenerhebungen werden lediglich drei Übergänge adressiert: 

der vom Bildungssystem in den Arbeitsmarkt, der der Familiengründung und der vom 

Arbeitsmarkt in den Ruhestand. Beim Übergang ins Erwerbsleben wird hauptsächlich erfasst, 

wie die Befragten die Chance junger Menschen einschätzen, eine gute Arbeitsstelle zu finden, 

und ob es für alle gleichermaßen die Möglichkeit gibt, Bildung zu erlangen. Die Fragen zur 

Familiengründung beschäftigen sich mit der Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben und 

der staatlichen Rolle bei der Bereitstellung von Kinderbetreuungsmöglichkeiten. 

Der Übergang, der am besten abgebildet wird, ist der vom Erwerbsleben in den Ruhestand. 

Hier werden Fragen zu verschiedenen Themenfeldern gestellt, die oben unter Fehler! 

Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. bereits beschrieben wurden. 
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3.3. NIVEAU SOZIALSTAATLICHER LEISTUNGEN 

Im Bereich der Ausgestaltung sozialstaatlicher Leistungen werden Fragen zu verschiedenen 

Themen gestellt. Neben der Frage danach, welche Höhe für Leistungen nach Ansicht der 

Befragten angemessen ist und wie die nachhaltige Finanzierbarkeit sozialstaatlicher 

Leistungen sichergestellt werden kann, wird häufig die Einstellung dazu erhoben, ob eher 

Leistungen ausgeweitet und dafür Steuern erhöht oder eher Steuern gesenkt und dafür 

Leistungen gekürzt werden sollten. Verschiedentlich wird auch erfasst, welche Auswirkung 

Leistungsausweitungen auf die Leistungs- oder Hilfsbereitschaft der Bevölkerung haben. 

Wenn es darum geht, wer berechtigt sein sollte, sozialstaatliche Leistungen zu beziehen, geht 

es häufig darum, ob zugewanderte Personen die gleichen Ansprüche haben sollten wie 

Einheimische und ob eingewanderte Personen mehr oder weniger zum sozialen 

Sicherungssystem beitragen, als sie durch Leistungen bekommen. 

Vereinzelt adressieren Fragen in diesem Themenbereich die grundsätzliche Ausrichtung der 

Sozialpolitik, in welchen Bereichen Prioritäten gesetzt werden sollten und welche Trade-offs 

es gibt. 

 

3.4. REFORMEN SOZIALSTAATLICHER LEISTUNGEN 

 

Fragen dazu, in welchen Bereichen sozialstaatlicher Leistungen Reformbedarf gesehen wird, 

werden nur vereinzelt gestellt und finden sich überwiegend in Meinungsbarometern mit 

aktuellem Themenbezug. Dabei geht es häufig um spezifische Leistungen wie etwa im 

Bereich der Renten- oder Arbeitsmarktpolitik, der Grundsicherung oder der 

Armutsminderung. Oft wird auch erhoben, ob die in dem betreffenden Bereich bereits 

erfolgten Reformen nach Ansicht der Befragten angemessen, zu weitgehend oder nicht 

weitgehend genug sind. Darüber hinaus wird auch erhoben, welche Bereiche den Befragten 

zufolge priorisiert werden sollten oder ob die Befragten der Ansicht sind, der gesamte 

Sozialstaat sollte grundsätzlich reformiert werden. 

 

3.5. GERECHTIGKEITSVORSTELLUNGEN 

Den bisher dargestellten Fragen zu Einstellungen gegenüber sozialstaatlichen Leistungen 

liegen Gerechtigkeitsvorstellungen zugrunde. Diese werden in allen hier betrachteten 

Erhebungen adressiert. Häufig wird erhoben, wie die Befragten zu den verschiedenen 

Prinzipien sozialer Gerechtigkeit stehen. Außerdem werden oft Ansichten zur 

Verteilungsgerechtigkeit erfasst. Darüber hinaus wird gefragt, welche Rolle die eigene 

Leistung einer Person für den Erhalt sozialstaatlicher Leistungen spielen sollte. Vereinzelt 

werden auch die Einstellungen zu intergenerativer Gerechtigkeit oder zu Chancengleichheit 

erfasst. 
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4 Literaturüberblick 

Im Folgenden wird ein Überblick über die Literatur gegeben, die auf den im vorherigen Kapitel 

beschriebenen Umfrageprogrammen aufbaut.7 Die Literatur lässt sich in zwei große 

Themenbereiche gliedern: Ungleichheit und Umverteilung (siehe Kapitel 4.1) und 

Einstellungen zu sozialpolitischen Leistungen (siehe Kapitel 4.2). Hinsichtlich der 

Einstellungen zu Ungleichheit und Umverteilung beschäftigt sich die Literatur hauptsächlich 

mit Einflussfaktoren auf diese Einstellungen. Die Literatur zu Einstellungen zu 

sozialpolitischen Leistungen lässt sich – ähnlich wie die Analyse der Umfrageprogramme im 

vorherigen Kapitel – in verschiedene Themenbereiche gliedern: Neben Einstellungen zu 

konkreten Politikbereichen wie Grundsicherung, Arbeitsmarkt-, Renten- oder Familienpolitik 

befasst sich ein Großteil der Literatur mit Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat allgemein. 

Daneben werden auch übergreifende Themen wie Wohlfahrtschauvinismus in der Literatur 

behandelt. 

 

4.1. UNGLEICHHEIT UND UMVERTEILUNG 

WAHRNEHMUNG VON UNGLEICHHEIT 

Ein erster Schwerpunkt der Literatur liegt auf der Wahrnehmung von Ungleichheit. 

Delhey et al. (2024) zeigen auf Basis der ALLBUS-Daten, dass die Gesellschaft in 

Deutschland insgesamt eher als ungleich wahrgenommen wird. Laut Sachweh und 

Sthamer (2019, ebenfalls ALLBUS) ist die Ungleichheitswahrnehmung in Deutschland in den 

vergangenen 20 Jahren gestiegen. Ungleichheit wird von verschiedenen gesellschaftlichen 

Gruppen unterschiedlich wahrgenommen. Ein niedriger sozioökonomischer Status geht dabei 

mit einer stärker wahrgenommenen Ungleichheit einher (Haddon und Wu 2022; Hajdu 2024; 

Knell und Stix 2020 auf Basis der ISSP-Daten; Schöb 2019 anhand der ALLBUS-Daten). In 

niedrigeren sozialen Lagen wird die eigene Position deutlich als benachteiligt empfunden und 

Armut eher auf gesellschaftlich-strukturelle Ursachen zurückgeführt, während Personen in 

höheren Lagen Armut häufiger auf individuelles Fehlverhalten oder mangelnde Leistung 

zurückführen (Adriaans et al. 2021 auf Basis des SOEP). 

Hüther und Niehues (2021 auf Basis der ALLBUS-Daten) machen eine Diskrepanz zwischen 

realen Verteilungsdaten und subjektiven Wahrnehmungen aus, die das Vertrauen in die 

Demokratie schwächt. 

 

EINSTELLUNGEN GEGENÜBER UNGLEICHHEIT  

Ein weiterer Schwerpunkt in der Literatur widmet sich der Frage, wie die Bevölkerung 

gegenüber Ungleichheit eingestellt ist und wodurch diese Einstellungen beeinflusst werden. 

 
7 Wenn nicht anders angegeben, beziehen Arbeiten, die international erhobene Umfrageprogramme auswerten, 

eine Vielzahl an Ländern in ihre Analyse ein. 
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In den meisten OECD-Ländern ist die Sorge über Einkommensungleichheit langfristig 

gestiegen. Eine große Mehrheit hält die Einkommensunterschiede für zu groß und die soziale 

Aufstiegsmobilität für gering (OECD 2021 auf Basis der Eurobarometer-Daten). Zwischen den 

frühen 1990er- und den frühen 2000er-Jahren ist auch die Unterstützung für mehr 

Einkommensgleichheit gestiegen (Kitsnik 2020 auf Basis der EVS-Daten). Die deutsche 

Bevölkerung bewertet mehrheitlich niedrige und mittlere Löhne als zu gering, während hohe 

Einkommen seltener als ungerecht gelten (Adriaans und Liebig 2018 auf Basis des SOEP). 

Ein höherer sozialer Status, hohe Finanzvermögen (auf individueller Ebene) und eine hohe 

tatsächliche Einkommensungleichheit (auf nationaler Ebene) gehen mit einer höheren 

(individuellen) Toleranz gegenüber Einkommensungleichheit einher (Roex et al. 2019; 

Schröder 2017; Steele 2021 auf Basis der ISSP-Daten). 

Vorstellungen über Ursachen von Armut (individuelles Schicksal oder Verschulden, 

gesellschaftliche Rahmenbedingungen als Schicksal oder als Verschulden), hängen deutlich 

damit zusammen, wie stark Ungleichheit als Problem wahrgenommen wird (Marquis und 

Rosset 2021 auf Basis von Eurobarometer-Daten). Lohnunterschiede werden als gerecht 

angesehen, wenn sie auf individuellen Faktoren (Bildung und Berufserfahrung) beruhen, 

Lohnunterschiede aufgrund betrieblicher (atypische Beschäftigung, Senioritätsentlohnung) 

und struktureller Faktoren (Berufsgruppen, Branchen und Region) werden als ungerecht 

wahrgenommen (Sauer et al. 2016 auf Basis des SOEP). Allgemeines politisches 

Faktenwissen hat keinen moderierenden Effekt auf den Zusammenhang von sozialer Lage 

und Einstellungen gegenüber Ungleichheit (Moosdorf 2020 auf Basis der ALLBUS-Daten). 

Müller und Renes (2021 auf Basis des German Internet Panels, GIP) zufolge sind 

egalitaristische Verteilungsideale in der deutschen Bevölkerung verbreiteter als Effizienz- 

oder Maximin-Orientierungen, wobei Frauen und Linksorientierte zu Egalitarismus tendieren 

und Männer und Rechtsorientierte eher zu Effizienz neigen. Kerschbamer und Müller (2020 

auf Basis der GIP-Daten) identifizieren Verteilungspräferenzen als zentralen Erklärungsfaktor 

politischer Einstellungen zu Steuern, Sozialversicherung, Renten und Migration. 

Große Krisen verändern Einstellungen: Finanzkrisen erhöhen v. a. in liberalen 

Wohlfahrtsstaaten (z. B. USA) die Zustimmung zu Einkommensgleichheit, in 

sozialdemokratischen Staaten (z. B. Dänemark) dagegen nur wenig. Ein starker Anstieg von 

Zuwanderung (Flüchtlingskrise) verschiebt die Einstellungen zur Verteilung vor allem in den 

Ländern, die viele Geflüchtete aufnehmen – dort werden Haltungen zur 

Einkommensgleichheit stärker hinterfragt (Isaksen und Jakobsen 2024 auf Basis der EVS-

Daten). Gáspár et al. (2024, auf Basis von ISSP-Daten) zufolge ähnelt die Einstellung 

gegenüber internationaler Ungleichheit derjenigen gegenüber Ungleichheit im eigenen Land. 

Als entscheidende Faktoren werden wahrgenommene Ungleichheit, gewünschtes 

Ungleichheitsniveau und der subjektive Status identifiziert. 

 

EINSTELLUNGEN ZU UMVERTEILUNG 

In der Literatur finden sich viele Studien dazu, wie die Bevölkerung gegenüber Umverteilung 

eingestellt ist. Einige Studien widmen sich der Entwicklung dieser Einstellungen im Zeitablauf 

und der Frage, wie die Einstellungen mit soziodemografischen Merkmalen 

zusammenhängen. Eine große Anzahl an Studien betrachtet, welche Faktoren die 

Unterstützung für Umverteilungsmaßnahmen erhöhen oder senken. Vereinzelt widmen sich 

Studien auch Mediatoren, die den Zusammenhang zwischen bestimmten Faktoren und der 

Haltung gegenüber Umverteilung beeinflussen. 

Bozzano und Scabrosetti (2024) beobachten anhand der ESS-Daten, dass die 

durchschnittliche Unterstützung für Umverteilung seit Beginn der 2000er-Jahre gestiegen ist 

und dass der Unterschied zwischen jüngeren und älteren Generationen in der Unterstützung 

für Umverteilung größer geworden ist. Sie finden auch deutliche Unterschiede je nach 
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Bildung, Einkommen und Erwerbsstatus sowie, dass Frauen Umverteilung stärker 

befürworten als Männer. Niehues (2019) beobachtet auf Basis der ALLBUS-Daten ebenfalls 

einen Anstieg der Umverteilungspräferenz. Kudrnáč und Petrúšek (2022) beobachten in den 

ESS-Daten eine relative Stabilität der Zustimmung zu Umverteilung in postkommunistischen 

Ländern seit Beginn der 2000er-Jahre. VanHeuvelen und Copas (2018) nutzen ebenfalls 

ESS-Daten für eine kohortenbezogene Betrachtung und zeigen, dass sich dadurch in vielen 

Ländern eine stark sinkende Unterstützung für Umverteilung beobachten lässt. 

Was das persönliche Einkommen bzw. die Einkommensentwicklung angeht, so gibt es 

Burgoon et al. (2023, unter Verwendung von ESS-Daten) zufolge einen positiven 

Zusammenhang zwischen unterdurchschnittlicher persönlicher Einkommensentwicklung und 

Unterstützung von Umverteilung. Weisstanner (2023, auf Basis der ISSP-Daten) findet 

hingegen einen negativen Zusammenhang und zeigt, dass lediglich eine relative 

Einkommensstagnation eher mit einer höheren Nachfrage nach Umverteilung einhergeht. 

Pastor Mayo (2025, auf Basis der EVS-Daten) zufolge orientieren sich die 

Umverteilungspräferenzen ärmerer Menschen vorwiegend an absoluten Gewinnen, die 

reicherer Menschen hingegen an relativen Verlusten. Jaime-Castillo und Marqués-

Perales (2018) stellen basierend auf Daten des ESS fest, dass soziale Mobilität tendenziell 

zur Angleichung der Umverteilungseinstellungen an die Zielklasse führt. Der Zusammenhang 

zwischen sozialer Klasse und Umverteilungspräferenzen wird in der Literatur ebenfalls 

verschiedentlich dargestellt (Paskov und Weisstanner 2021 auf Basis der ESS-Daten; 

Carriero 2016 und Donnelly 2021 unter Verwendung der EVS-Daten). Schließlich zeigen 

Hoorn (2021) sowie Thewissen und Rueda (2017) anhand der ESS-Daten, dass Personen, 

deren Beruf stärker einem Automatisierungsrisiko ausgesetzt sind, stärkere Präferenzen für 

Umverteilung aufweisen. 

Gioacchino und Verashchagina (2020) zeigen auf Basis der ESS-Daten, dass 

Umverteilungspräferenzen von Gerechtigkeitsvorstellungen bestimmt werden (neben 

Eigeninteresse). Alcañiz‐Colomer et al. (2023, ebenfalls auf Basis der ESS-Daten) zufolge 

erhöht eine Orientierung am Gleichheits- oder Bedarfsprinzip die Unterstützung von 

Umverteilung. Choi (2021) zeigt auf Basis der ISSP-Daten, dass Ungleichheitsnormen bei der 

Präferenzbildung eine wichtigere Rolle spielen als die Wahrnehmung der tatsächlichen 

Ungleichheit. Langsæther und Evans (2020) zufolge lassen sich auf Basis der EVS-Daten 

umverteilungskritische Einstellungen Selbstständiger durch deren Autonomieorientierung 

erklären. Schnabel (2017) stellt ebenfalls anhand der EVS-Daten fest, dass sowohl 

individuelle Religiosität als auch die in einer Gesellschaft mehrheitlich vorhandenen religiösen 

Überzeugungen nach wie vor einen positiven Effekt auf die Akzeptanz von Umverteilung 

haben. Der Zusammenhang zwischen politischer Ideologie und Umverteilungspräferenzen 

wird ebenfalls in der Literatur verschiedentlich dargestellt (Armingeon und Weisstanner 2021 

auf Basis der ESS-Daten; Bussolo et al. 2021 sowie Noureddine und Gravelle (2020) auf 

Basis der ISSP-Daten). 

In der Literatur wird auf Grundlage verschiedener Datensätze ein positiver Zusammenhang 

zwischen steigender Ungleichheit und der Nachfrage nach Umverteilung gezeigt (Velev und 

Schmidt-Catran 2024 auf Basis der ESS-Daten; Hillen und Steiner 2025 auf Basis der ISSP-

Daten). Der Zusammenhang ist allerdings für wahrgenommene Ungleichheit stärker als für 

objektive (Bussolo et al. 2021; García-Castro et al. 2022; Choi 2019 auf Basis der ISSP-

Daten). García-Sánchez et al. (2020) zeigen ebenfalls auf Basis der ISSP-Daten, dass der 

Zusammenhang zwischen Ungleichheitswahrnehmung und Unterstützung von Umverteilung 

deutlich schwächer ist, wenn die Ungleichheit als gerechtfertigt angesehen wird (etwa durch 

meritokratische Überzeugungen). Ahrens (2020) kommt auf Basis der ESS-Daten ebenfalls 

zu dem Schluss, dass Ungleichheit, die als unfair empfunden wird, die Zustimmung zu 

Umverteilung treibt. Fehr et al. (2024) zufolge zeigt sich auf Basis des GIP etwa, dass 

elterlicher Einfluss als legitime Ursache für Ungleichheit akzeptiert wird. 
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Einen negativen Zusammenhang zwischen dem Anteil Zugewanderter und der Unterstützung 

für Umverteilungsmaßnahmen stellen Naumann und Stoetzer (2018, auf Basis des GIP) 

sowie Alesina et al. (2021, unter Verwendung der ESS-Daten) fest. Jeannet (2024) zeigt 

ebenfalls basierend auf ESS-Daten, dass der Zusammenhang für unterschiedliche Gruppen 

Zugewanderter verschieden ist und von der Großzügigkeit des Wohlfahrtsstaates abhängt. 

Vereinzelt behandelt die Literatur den Zusammenhang zwischen Umverteilungspräferenzen 

und weiteren wirtschaftlichen bzw. gesellschaftlichen Faktoren. So stellen etwa Schöneck 

und Mau (2015) auf Basis der ESS-Daten fest, dass in stärker globalisierten Ländern die 

allgemeine Unterstützung für staatliche Umverteilung tendenziell geringer ist. Gonthier (2016) 

kommt anhand derselben Datenbasis zu dem Schluss, dass sich während der Finanz- und 

Wirtschaftskrise die Unterstützung für Einkommensumverteilung in Europa über 

Einkommens-, Bildungs- und ideologische Gruppen hinweg weitgehend parallel entwickelte. 

Neimanns (2021) nutzt ebenfalls ESS-Daten und zeigt, dass die Unterstützung für 

Umverteilung in Ländern geringer ist, in denen die Medienbesitzstrukturen stärker 

konzentriert sind. VanHeuvelen (2017) zeigt unter Verwendung der ISSP-Daten, dass die 

Unterstützung für Umverteilung in der Bevölkerung umso höher ist, je stärker ein Staat 

Ungleichheit durch Steuern und Transfers reduziert, während ein höheres wirtschaftliches 

Entwicklungsniveau die Unterstützung dämpft. Andreoli und Olivera (2020, auf Basis von 

ESS-Daten) zufolge sind Umverteilungspräferenzen dann stärker, wenn das Steuer-Transfer-

System als großzügig erlebt wird (wenn also nach Steuern und Abgaben positive Transfers 

übrig bleiben). Bozzano et al. (2024) stellen schließlich auf Basis der ESS-Daten fest, dass 

in stärker geschlechteregalitären Ländern Geschlechterunterschiede in 

Umverteilungspräferenzen größer und Frauen dort deutlich umverteilungsfreundlicher sind, 

während sich die Einstellungen von Männern kaum ändern. 

Vereinzelt werden in der Literatur Mediatoren der oben dargestellten Zusammenhänge 

identifiziert. So zeigen Gioacchino und Verashchagina (2020) auf Basis der ESS-Daten, dass 

Massenmedien Einstellungen zur Umverteilung beeinflussen, indem sie Wertehaltungen 

prägen oder verschieben. Jordan (2017, ebenfalls ESS-Daten) zufolge besteht der 

Zusammenhang zwischen Einkommen und Umverteilungspräferenzen nur bei Personen, die 

politisch informiert sind. Ahrens (2024) zeigt anhand der ISSP-Daten, dass die 

Regierungsqualität den Einfluss von Einkommen und wahrgenommener Unfairness auf 

Umverteilungspräferenzen moderiert: Beide Faktoren hängen in Ländern mit hoher 

Regierungsqualität deutlich stärker mit der Unterstützung von Umverteilung zusammen. 

 

AUSWIRKUNGEN ERLEBTER UNGLEICHHEIT 

Verschiedentlich wird in der Literatur betrachtet, wie sich erlebte Ungleichheit auswirkt. Roth 

und Wohlfart (2018) zeigen etwa anhand der ALLBUS-Daten, dass Personen, die im Laufe 

ihres Lebens höhere Ungleichheit erlebt haben, bei gleichen Einkommen, Lebenslagen und 

Konjunkturbedingungen eher weniger Umverteilung befürworten, seltener linke Parteien 

unterstützen und die Einkommensverteilung seltener als unfair empfinden. Diese Effekte 

wirken vor allem über veränderte Gerechtigkeitsvorstellungen. García-Castro et al. (2022) 

zeigen ebenfalls, allerdings unter Verwendung der ISSP-Daten, dass erlebte Aufstiege 

negativ mit der Unterstützung von Umverteilung zusammenhängen. Adriaans und 

Liebig (2018) beobachten anhand des SOEP, dass erlebte Ungerechtigkeit im oberen 

Einkommensbereich mit einer Verringerung der eigenen Arbeitsanstrengung einhergeht, 

während empfundene Ungerechtigkeit am unteren Ende eher mit einem Rückzug aus dem 

demokratischen Meinungsbildungsprozess verbunden ist. Capistrano et al. (2024) 

analysieren ESS-Daten und zeigen, dass Personen, denen ein Bildungsaufstieg gelungen ist, 

im Durchschnitt stärker das Gleichheitsprinzip unterstützen als Personen, deren 

Bildungsstatus im Vergleich zur vorherigen Generation gleichgeblieben oder gesunken ist. Je 
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größer der Bildungsabstand zu den Eltern ist, desto ausgeprägter ist die Zustimmung zum 

Gleichheitsprinzip. 

 

4.2. EINSTELLUNGEN ZU SOZIALPOLITISCHEN 
LEISTUNGEN 

EINSTELLUNGEN ZUM WOHLFAHRTSSTAAT ALLGEMEIN  

In der deutschen Bevölkerung ist die Zustimmung zur sozialen Absicherung groß (Fuchs und 

Roller 2018 auf Basis von ALLBUS-Daten). Neben der allgemein geteilten Forderung nach 

Bewahrung vor existenziellen Notlagen finden sich auch Forderungen nach Statussicherung 

bis weit in die Mittelschicht hinein (Diermeier und Niehues 2023 ebenfalls anhand von 

ALLBUS-Daten). Papuchon (2020) stellt auf Basis der ISSP-Daten fest, dass die 

Unterstützung für sozialstaatliche Interventionen unter jungen Erwachsenen wächst und dass 

Altersunterschiede in der Unterstützung in liberalen Wohlfahrtsstaaten zu- und in 

konservativen Wohlfahrtsstaaten abnehmen. Hadler et al. (2019) beobachten ebenfalls auf 

Basis der ISSP-Daten eine im Zeitablauf weitgehend stabile Einstellung zur Verantwortung 

des Staates. Hingegen machen Niehues (2024) auf Basis der ALLBUS-Daten sowie 

Gonthier (2015) anhand der EVS-Daten eine wachsende Verantwortungszuweisung 

zwischen 2014 und 2021 (Niehues 2024) bzw. 1990 und 2008 (Gonthier 2015) an den 

Sozialstaat aus. 

Neben der allgemein hohen Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat sind Unterschiede im Hinblick 

auf verschiedene wohlfahrtsstaatliche Bereiche in der Literatur gut dokumentiert. 

Roller (2016) macht auf Basis der ALLBUS-Daten eine hohe Zustimmung zur Rentenpolitik 

aus, eine sinkende Zustimmung zur Arbeitsmarktpolitik sowie eine steigende Zustimmung 

zum Abbau von Einkommensunterschieden. Eine hohe Unterstützung im Bereich Alter sowie 

eine niedrigere Unterstützung von Maßnahmen bei Armut oder Arbeitslosigkeit findet auch 

die European Commission (2020) auf Basis der ISSP-Daten. Eick (2023, basierend auf ISSP-

Daten) zufolge gewinnen investive Maßnahmen (etwa in Bildung) an Zustimmung, während 

kompensatorische Leistungen wie Arbeitslosenunterstützung eher an Rückhalt verlieren und 

stärker an Bedingungen (Eigenanstrengung, Aktivierung) geknüpft werden. Laenen (2020) 

stellt ebenfalls anhand der ISSP-Daten heraus, dass die Hierarchisierung der 

wohlfahrtsstaatlichen Leistungen kontextabhängig ist und von vielen Menschen nicht 

vorgenommen wird. Deservingness-Kriterien wie Kontrolle, Gegenseitigkeit und Bedürftigkeit 

strukturieren die Zustimmung zu Großzügigkeit und zu Auflagen insbesondere im Bereich der 

Arbeitslosenpolitik. Ebbinghaus et al. (2022) beobachten anhand der GIP-Daten nach 

Ausbruch der Pandemie einen kurzfristigen Anstieg in der Unterstützung für Arbeitslosen- 

und Familienpolitik, aber keinen dauerhaften Einstellungswandel. Riekhoff (2020) stellt auf 

Basis der ESS-Daten fest, dass in Ländern, die das Rentenalter angehoben oder private 

Renten eingeführt haben, die Unterstützung für wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen zugunsten 

älterer Menschen deutlich stärker zurückgegangen ist als in Ländern ohne solche Reformen. 

Naumann (2018) zeigt basierend auf den GIP-Daten, dass die Unterstützung für höhere 

Ausgaben bei Arbeitslosenleistungen und für Umverteilung, nicht aber für Mehrausgaben bei 

Renten und Pflege sinkt, wenn die Kosten des Wohlfahrtsstaats explizit gemacht werden. 

In der Literatur werden verschiedene Faktoren ausgemacht, die die Haltung zum 

Wohlfahrtsstaat prägen. Sang-Rok (2019) identifiziert auf Basis der EVS-Daten das 

Zusammenspiel von Konjunktur, individuellen Merkmalen und institutionellen Kontexten als 

zentral für das Verständnis von Wohlfahrtseinstellungen. Kulin und Meulemann (2015) zeigen 

anhand der ESS-Daten die Rolle individueller Wertorientierungen auf und Arikan und 

Bloom (2015) weisen basierend auf ISSP-Daten auf die Bedeutung des sozialen Kontexts 

und geteilter Werte für die Einstellung zum Wohlfahrtsstaat hin. Die 
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European Commission (2020) stellt auf Basis derselben Daten heraus, dass 

Sozialstaatsprinzipien, Eigeninteresse und Werte (wie Egalitarismus oder Deservingness) 

eine Rolle spielen, wobei normative Überzeugungen häufig wichtiger sind als reiner 

Eigennutz. Guo et al. (2024) stellen auf Basis der EVS-Daten für Deutschland, die USA und 

China fest, dass die wahrgenommene Fairness als Mediator des Zusammenhangs zwischen 

Eigeninteresse und Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat fungiert. Roosma et al. (2015) zeigen 

anhand der ESS-Daten, dass die Wahrnehmung von Leistungsmissbrauch in 

Zusammenhang mit ideologischen Überzeugungen und dem Bild, das in einer Gesellschaft 

von Leistungsbezieher*innen gezeichnet wird, steht. Die Wahrnehmung von 

Nichtinanspruchnahme wird hingegen eher durch Eigeninteresse und das Ausmaß an 

sozialstaatlichen Ausgaben beeinflusst. Baumberg Geiger (2017) zeigt mit Daten des 

Eurobarometers für das Vereinigte Königreich, dass eine Überschätzung der Bedeutung von 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit sowie eine Überbewertung des Ausmaßes von 

Leistungsbetrug die Unterstützung von sozialstaatlichen Leistungen untergräbt. Mehrere 

Arbeiten gehen auf den Zusammenhang zwischen christlichem Glauben bzw. Religiosität 

allgemein und der Einstellung zum Wohlfahrtsstaat ein (Carriero et al. 2017 und 

Ochsner 2023 auf Basis der EVS-Daten sowie Bae et al. 2019 anhand der ISSP-Daten). 

Auch die Rolle von Vertrauen wird verschiedentlich behandelt (Algan et al. 2015 sowie 

Daniele und Geys 2015 auf Basis der ESS-Daten, Pitlik und Kouba 2015 unter Verwendung 

der EVS-Daten). 

Was individuelle Merkmale angeht, wird in der Literatur verschiedentlich auf die Rolle der 

Bildung für Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat eingegangen. Einen negativen 

Zusammenhang zwischen Bildung und der Unterstützung eines expansiven 

Wohlfahrtsstaates machen Iwatani und Ye (2016) auf Basis der ISSP-Daten sowie 

Attewell (2021) anhand der ESS-Daten aus. Attewell (2021) zeigt aber gleichzeitig, dass 

Höhergebildete deutlich positivere Deservingness-Zuschreibungen gegenüber 

Leistungsbezieher*innen erkennen lassen als geringer Gebildete, die stärker zu abwertenden 

Grenzziehungen neigen. Ferrari (2021) kommt mittels einer Analyse der ISSP-Daten zum 

Schluss, dass Einstellungen zu verschiedenen Sozialpolitikbereichen (Bildung, Umverteilung, 

soziale Sicherung) mit zunehmender Bildung stärker zusammenhängend und strukturiert 

werden. 

Was den eigenen sozioökonomischen Status angeht, so stellen sowohl Han und Kwon (2019) 

auf Basis der ESS-Daten als auch Häusermann et al. (2022) auf Basis der ISSP-Daten fest, 

dass höheres Einkommen mit mehr Zustimmung zu sozialer Investition (z. B. Bildung, 

Qualifizierung) und weniger Zustimmung zu sozialem Konsum (Absicherung, Transfers) 

einhergeht. Elsässer (2018) verwendet Daten des Politbarometers und des 

DeutschlandTrends und zeigt, dass der Umbau zum aktivierenden Wohlfahrtsstaat in 

Deutschland den Präferenzen der oberen sozialen Klassen folgt. Besonders umstritten 

zwischen den Klassen sind der Abbau traditioneller Absicherung und sanktionsbasierte 

Aktivierungsmaßnahmen, während fördernde Aktivierungsinstrumente (z. B. Qualifizierung) 

in allen sozialen Gruppen breite Zustimmung finden. Han und Kwon (2019) zeigen zudem, 

dass Arbeitslosigkeitserfahrung die Unterstützung für sozialkonsumtive Leistungen erhöht, 

aber die Unterstützung für sozialinvestive Politik senkt. Busemeyer und Sahm (2021) 

verwenden ebenfalls ESS-Daten und beobachten, dass das individuelle 

Automatisierungsrisiko je nach Risikomaß in einem negativen Zusammenhang mit der 

Unterstützung von Sozialinvestitionspolitik steht. Sachweh (2017) stellt unter Verwendung 

des Eurobarometers fest, dass Personen, die sich persönlich von der Finanzkrise betroffen 

fühlen, eine stärkere Unterstützung für staatliche Verantwortung im Sozialbereich aufweisen. 

Busemeyer und Neimanns (2017) zeigen basierend auf den ESS-Daten, dass Personen, die 

Sozialleistungen beziehen, negativ auf Ausgaben in Bereichen reagieren, von denen sie 

selbst nicht profitieren. Verteilungskonflikte verlaufen damit zwischen verschiedenen 
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Gruppen von Leistungsbezieher*innen. Basna (2022) stellt ebenfalls anhand der ESS-Daten 

fest, dass die eigene finanzielle Belastung besonders in postkommunistischen Staaten die 

Zustimmung zu wohlfahrtsstaatlichen Leistungen erhöht. Auch der negative Zusammenhang 

zwischen Steuerbelastung und Befürwortung wohlfahrtsstaatlicher Leistungen ist in der 

Literatur dokumentiert (Guo und Gong 2024 auf Basis der ISSP-Daten). 

Becchetti et al. (2026) zeigen anhand der ESS-Daten, dass höhere regionale 

Einkommensungleichheit positiv mit einer stärkeren Befürwortung von sozialer Unterstützung 

für besonders benachteiligte Gruppen zusammenhängt, besonders unter Personen mit 

höherem Einkommen und höherem Bildungsniveau. 

Fritz und Koch (2019) sowie Otto und Gugushvili (2020) widmen sich auf Basis der ESS-

Daten der Einstellung zu Klimapolitik und zum Wohlfahrtsstaat. Fritz und Koch (2019) zufolge 

sind höhere Bildung, soziokulturelle Berufe sowie eine Wahlpräferenz für moderate linke und 

grüne Parteien auf Individualebene am stärksten mit gleichzeitiger Unterstützung von 

Wohlfahrts- und Klimapolitik verbunden. Otto und Gugushvili (2020) wiesen auf 

Länderunterschiede in Europa hin sowie auf die Bedeutung von politischer Ideologie und 

institutionellem Vertrauen, was zusammengenommen zu einer ökosozialen Konfliktlinie in 

Europa führen könnte. 

Verschiedentlich wird in der Literatur auf den Zusammenhang zwischen Zuwanderung und 

Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat eingegangen. Häkkilä et al. (2023) stellen anhand der 

ESS-Daten für Deutschland heraus, dass politisch linksorientierte Personen einerseits zwar 

positivere Einstellungen gegenüber dem Wohlfahrtsstaat zeigen als rechtsorientierte, 

andererseits hinsichtlich Zuwanderungsfragen aber gespaltener sind. Zuwanderungsfragen 

können daher die Agenda der politischen Linken herausfordern. Moriconi et al. (2019) zeigen 

anhand desselben Datensatzes, dass eine Ausweitung des Wohlfahrtsstaates dann 

befürwortet wird, wenn hoch qualifizierte Personen zuwandern, und eine Begrenzung, wenn 

es sich um gering qualifizierte Zugewanderte handelt. Kesler (2022) stellt anhand der ISSP-

Daten fest, dass in Ländern, in denen die Arbeitsmarktintegration Zugewanderter schlechter 

gelingt, die Zustimmung zum Wohlfahrtsstaat zurückgeht, wenn die Zahl der Zugewanderten 

und die Arbeitslosenquote steigen. Koning (2017) verwendet EVS-Daten und zeigt, dass 

Befürchtungen über missbräuchlichen Leistungsbezug durch Zugewanderte zu Forderungen 

nach selektiver Zuwanderung, nach Leistungskürzungen für Zugewanderte und ausgebauten 

Integrations- bzw. Arbeitsmarktprogrammen führen, nicht aber zu einer allgemeinen 

Forderung nach einem Abbau des Wohlfahrtsstaats. 

Hinsichtlich internationaler Unterschiede in den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat stellt die 

European Commission (2020) auf Basis der ISSP-Daten fest, dass es zwischen Ost-/Süd- 

und West-/Nordeuropa deutliche Unterschiede gibt, die mit Wirtschaftsbedingungen, 

Sozialschutzniveau und Leistungsperformance zusammenhängen. Piterová und 

Výrost (2019) kommen anhand von ESS-Daten zu ähnlichen Ergebnissen. Zwischen Ungarn, 

Polen, Tschechien und der Slowakei einerseits sowie nord- und westeuropäischen Ländern 

andererseits bestehen Unterschiede in interpersonalem und institutionellem Vertrauen sowie 

grundlegenden Wertorientierungen, die für das Verständnis wohlfahrtsstaatlicher 

Einstellungen zentral sind. Goossen (2020) verwendet ebenfalls ESS-Daten und zeigt, dass 

in Ländern, in denen unbezahlte Sorge- und Hausarbeit gleichmäßiger zwischen Männern 

und Frauen verteilt ist, Frauen eine stärkere Unterstützung für einen umfassenden 

Wohlfahrtsstaat zeigen als Männer. Moretti und Whitworth (2019) machen basierend auf 

ESS-Daten subnationale Muster wirtschaftlicher, moralischer und sozialer 

Wohlfahrtseinstellungen in Europa aus, von stark befürwortend bis durchgehend skeptisch, 

deren Verteilung länderübergreifend und unabhängig von etablierten 

Wohlfahrtsstaatsregimen verläuft. 

Schließlich befasst sich die Literatur auch vereinzelt damit, wie sich Einstellungen zum 

Wohlfahrtsstaat auswirken können. Basierend auf ISSP-Daten zeigt Blome (2021) für 
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Frankreich und Deutschland, dass Einstellungsunterschiede innerhalb der Gesellschaft den 

Zeitpunkt und die Richtung von Reformen beeinflussen. Breznau und Hommerich (2019) 

stellen auf der gleichen Datenbasis fest, dass in Deutschland eine geringere Stabilität und 

Polarisierung in den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat mit einer höheren Reformbereitschaft 

und tiefgreifenden Reformen einhergehen. Saxonberg et al. (2024) kommen anhand der 

ESS-Daten zu dem Schluss, dass sich die Leistungsfähigkeit des Wohlfahrtsstaats als 

zentraler Prädiktor für die Unterstützung populistischer Parteien erweist. 

 

WOHLFAHRTSCHAUVINISMUS 

In der Literatur wird die Verbreitung von Wohlfahrtschauvinismus thematisiert (Marx und 

Naumann 2018 auf Basis des GIP; Bell und Valenta 2024 auf Basis des ESS) sowie der 

Zusammenhang zwischen wohlfahrtschauvinistischen und rechtsradikalen Einstellungen 

(Marx und Naumann 2018 auf Basis des GIP; Haenraets und Roosma 2024 auf Basis des 

ESS). Wohlfahrtschauvinistische Einstellungen werden durch Eigeninteresse, Normen, 

Identität und Solidarität beeinflusst (Degen et al. 2018 auf Basis des ESS) sowie durch den 

Anteil ausländischer Personen in der Gesellschaft (Eger und Breznau 2017 ebenfalls auf 

Basis des ESS). Goldschmidt (2015) zeigt auf Basis der ISSP-Daten, dass ethnische 

Vorurteile unter Einheimischen in Deutschland mit einer Ablehnung bedürftigkeitsgeprüfter 

Leistungen zusammenhängen, von denen viele Zugewanderte profitieren, während 

universellere bzw. beitragsbasierte Leistungen weitgehend von Vorurteilen unberührt bleiben. 

 

EINSTELLUNGEN ZUR RENTENPOLITIK  

Ebbinghaus und Naumann (2018) analysieren auf Basis des ISSP Einstellungen zur Renten- 

und Arbeitslosenpolitik in Deutschland und Großbritannien. Sie kommen zu dem Ergebnis, 

dass die staatliche Verantwortung für Personen im Ruhestand deutlich stärker befürwortet 

wird als für Arbeitslose, und dass die Ausgabenpräferenzen für Rentenpolitik größer sind. 

Franke und Simonson (2018) untersuchen anhand des Alterssurveys Einstellungen zum 

Rentensystem und zeigen, dass Personen mit niedrigerem sozioökonomischem Status, 

Statussorgen und Erfahrungen sozialer Ausgrenzung Gerechtigkeitsüberzeugungen 

aufweisen, in denen sich eine Systemkritik am deutschen Alterssicherungssystem ausdrückt. 

Verschiedene Studien mit Daten des Eurobarometers widmen sich der Lebenslage älterer 

Menschen. Die Arbeit von Ghenta et al. (2019) untersucht die Wahrnehmung von Armut und 

Renteneinkommen in Mittel- und Osteuropa. Die Befragten sehen keine Fortschritte in der 

Armuts- und Ungleichheitsbekämpfung in den fünf Jahren vor Datenerhebung. 

Przybysz et al. (2021) zeigen, dass die Haltung älterer Menschen zu Maßnahmen zur 

Armutsbekämpfung damit zusammenhängt, ob sie selbst von diesen Maßnahmen profitieren 

oder nicht. Thurm et al. (2024) verwenden die Daten des Politbarometers und des 

DeutschlandTrends und zeigen, dass Medienberichte über Rentenkürzungen mit einem 

Rückgang der Regierungszufriedenheit einhergehen, expansive Rentenpolitik ruft hingegen 

kaum eine Reaktion in der Regierungsbewertung hervor. Sozialdemokratisch geführte 

Regierungen werden dabei für Kürzungsberichterstattung stärker bestraft als 

christdemokratische. 

 

EINSTELLUNGEN ZU LEISTUNGEN BEI ARBEITSLOSIGKEIT  

Wittmaack (2023) zeigt auf Basis von Daten des Politbarometers und des 

DeutschlandTrends, dass die öffentliche Problemwahrnehmung der Arbeitslosenabsicherung 

zwischen 2005 und 2021 abnahm und die Akzeptanz des bestehenden Systems stieg. Celico 

und Rode (2024) zeigen auf Basis des EVS, dass Reformen, die großzügige Leistungen mit 
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einem flexiblen Arbeitsmarkt und aktiver Arbeitsmarktpolitik verbinden, die wirtschaftliche 

Effektivität steigern und nicht zu Steuerbetrug oder ungerechtfertigten Leistungsansprüchen 

führen. Hofstetter und Rosas (2021) beschäftigen sich basierend auf dem Eurobarometer mit 

dem wahrgenommenen Zielkonflikt zwischen Inflation und Arbeitslosigkeit und kommen zu 

dem Ergebnis, dass ein Anstieg der Arbeitslosigkeit eher abgelehnt wird, insbesondere von 

ärmeren Personen. Außerdem befasst sich die vorhandene Literatur zu Leistungen bei 

Arbeitslosigkeit mit dem Zusammenhang zwischen der Zustimmung zu bestimmten 

Maßnahmen und persönlichen Eigenschaften wie etwa der eigenen Gefährdung, arbeitslos 

zu werden (Buss 2019 auf Basis des GIP; Arévalo-Iglesias 2024; Buffel und Velde 2018; 

Im 2020; Lee 2019 sowie Rossetti et al. 2022 auf Basis des ESS; Carriero und Filandri 2019 

auf Basis der EVS; Sachweh 2019 auf Basis des Eurobarometers für das Vereinigte 

Königreich, Deutschland und Schweden). Die Ergebnisse weisen nicht immer in dieselbe 

Richtung und Wehl (2019) kommt nach Analyse der ESS-Daten zu dem Schluss, dass stabile 

Prädispositionen und soziale Herkunft stärker für politische Einstellungen verantwortlich sind 

als einzelne Lebensereignisse wie Arbeitslosigkeit. Naumann et al. (2019) zeigen, dass 

Sanktionen bei Ablehnung eines Jobangebots weniger befürwortet werden, wenn die Person, 

die sanktioniert werden soll, älter ist. Dieser Effekt variiert länderspezifisch und verschwindet 

in alternden Gesellschaften. 

 

EINSTELLUNGEN ZU MAẞNAHMEN DER GRUNDSICHERUNG 

Im Bereich der staatlichen Leistungen zur Existenzsicherung werden in der Literatur zum 

einen konkrete Erfahrungen mit dem deutschen Hartz-IV-System betrachtet und wie diese 

Erfahrungen sich auf die Beurteilung des Systems auswirken (Beckmann et al. 2021 auf 

Basis des SOEP). Zum anderen widmet sich ein großer Teil der Literatur den Einstellungen 

gegenüber einem bedingungslosen Grundeinkommen (Adriaans et al. 2019 auf Basis des 

SOEP; Baranowski und Jabkowski 2021; Gubello 2024; Kozák 2020; Roosma und 

van Oorschot 2020; Shin et al. 2020 sowie Vlandas 2019 auf Basis des ESS). Die Studien 

zeigen eine große Übereinstimmung hinsichtlich der Eigenschaften, die mit einer 

Befürwortung eines bedingungslosen Grundeinkommens genannt werden. Darunter finden 

sich beispielsweise: junges Alter, hohe Bildung, eigene Armutsgefährdung, niedrige soziale 

Stellung, befristete Beschäftigung, niedriges BIP, Vertrauen in die Regierung und in politische 

Institutionen, politische Linksorientierung, positives Bild von Leistungsbezieher*innen. Die 

Studien gehen auch auf Unterschiede in der Höhe der Zustimmung zwischen den 

europäischen Regionen ein (Baranowski und Jabkowski 2021) und zeigen, dass die 

Zustimmung in Deutschland im internationalen Vergleich eher niedrig ist 

(Adriaans et al. 2019). Weisstanner (2022, Basis: ESS) zufolge ist die Unterstützung eines 

bedingungslosen Grundeinkommens stark fragmentiert und bestehende Sozialstaatsmodelle 

gelten nach wie vor als verlässlicher. 

 

EINSTELLUNGEN ZU FAMILIENPOLITISCHEN LEISTUNGEN  

Werden Publikationen, die sich auf die Daten der hier vorgestellten Befragungsprogramme 

stützen, zugrunde gelegt, findet sich zur Familienpolitik lediglich eine Studie. Chung und 

Meuleman (2016) werten ESS-Daten aus und zeigen, dass Eltern in Europa im Durchschnitt 

deutlich eine öffentliche Bereitstellung von Kinderbetreuung befürworten und dass die 

subjektive Bewertung der bestehenden Betreuung dabei eine größere Rolle spielt als 

Ideologie oder Eigeninteresse. 
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EINSTELLUNGEN ZU EU-WEITER SOZIALPOLITIK 

Auf Basis der ESS-Daten gibt es verschiedene Studien zu Einstellungen gegenüber EU-

weiter Sozialpolitik (Eick 2024; Cardone 2021; Reinl et al. 2023; Baute und Meuleman 2020; 

Roosma und van Oorshot 2021; Wang 2025). Baute (2023) stützt seine Untersuchung zu 

diesem Thema auf Daten des Eurobarometers. Die Studien zeigen, dass die Zustimmung zu 

einer EU-weiten Sozialpolitik oder einem EU-weiten Mindestlohn regional unterschiedlich ist 

und mit der Zufriedenheit mit nationalen Sicherungssystemen, mit Vertrauen in EU-

Institutionen, Werteorientierungen und politischen Einstellungen sowie mit 

innergesellschaftlichen sozialstrukturellen Konfliktlinien zusammenhängt. Baute (2021) zeigt 

auf Basis der ESS-Daten, dass in Ländern mit großzügigem Wohlfahrtsstaat eher die 

Befürchtung vorherrscht, die EU führe zu einer Absenkung der Sozialstandards, hohe 

Mittelzuflüsse aus EU-Strukturfonds und Vertrauen in EU-Institutionen erhöhen dagegen die 

Erwartung, dass die europäische Integration soziale Standards nach oben angleichen sollte. 

Visconti (2024) zeigt auf Basis des Eurobarometers, dass die bedingungslose transnationale 

Solidarität in der EU 2016 schwächer ausgeprägt war als 1992. 

 

EINSTELLUNGEN ZU SOZIALPOLITISCHEN REFORMEN 

Auf Basis des GIP untersuchen Ebbinghaus und Naumann (2017) sowie Naumann (2017) 

Einstellungen zu Reformen in den Bereichen Rente und Arbeitsmarkt. Die Arbeiten zeigen, 

dass anhaltender Reformdruck zur Erosion der öffentlichen Unterstützung für den 

Wohlfahrtsstaat beiträgt und dass die Ablehnung einer Anhebung des Renteneintrittsalters 

dann abnimmt, wenn der Reformdruck sichtbar gemacht wird. Kemmerling (2016) findet 

basierend auf den Daten des Eurobarometers, dass die Unterstützung für eine Anhebung des 

Renteneintrittsalters abnimmt, wenn die Befragten an Verdrängungseffekte auf dem 

Arbeitsmarkt zwischen älteren und jüngeren Beschäftigten glauben. Allgemeiner 

beschäftigen sich Garritzmann et al. (2021) auf Basis der ESS-Daten mit Reformbereitschaft 

und finden, dass Vertrauen und Regierungszufriedenheit, Eigeninteresse und Ideologie 

wichtige und moderierende Faktoren sind. Gugushvili und van Oorschot (2020) sowie Laenen 

und Gugushvili (2022) werten ESS-Daten mit Blick auf Einstellungen zu grundlegenden 

Wohlfahrtsstaatsreformen (vollständig bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen, bedingungsloses 

Grundeinkommen) aus. Die Studien zeigen, dass der eigene sozioökonomische Status, die 

Großzügigkeit des Wohlfahrtsstaates, die wahrgenommene Leistungsfähigkeit des 

bestehenden Systems und die Verbreitung von Armut wichtige Einflussfaktoren sind. 

 

4.3. LEBENSLAUFÜBERGÄNGE 

Der einzige Lebenslaufübergang, der basierend auf den hier betrachteten Datensätzen 

explizit behandelt wird, ist der in den Ruhestand. Die vorhandene Literatur stützt sich dabei 

auf das SOEP und geht der Frage nach, inwiefern sich die Lebenszufriedenheit beim Eintritt 

in den Ruhestand verändert. Hennig et al. (2023) stellen fest, dass die Lebenszufriedenheit 

im Rentenübergang heutzutage einen günstigeren Verlauf nimmt als früher, und führen das 

auf eine bessere Gesundheit und größere psychosoziale Ressourcen älterer Menschen 

zurück. Weber und Hülür (2021) zeigen, dass die Lebenszufriedenheit sowohl bei den 

Personen steigt, die in Rente gehen, als auch bei Personen, die mit ihnen in einer 

Partnerschaft leben. Merz (2018) zufolge zeigt sich hingegen nur ein kurzfristiger Anstieg der 

Lebenszufriedenheit in unmittelbarer Nähe zum Renteneintritt. Eine dauerhaft höhere 

Lebenszufriedenheit gegenüber der Zeit vor dem Renteneintritt ist nicht nachweisbar. 
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5 Zusammenfassung und 
Schlussfolgerungen 

Von den für diese Studie zentralen Themenbereichen werden einige sehr gut in den 

einbezogenen Datensätzen und der zugehörigen Literatur abgebildet. Dazu zählen die 

Verantwortlichkeit des Staates, der Umfang sozialstaatlicher Leistungen und 

Gerechtigkeitsvorstellungen. 

Zur Verantwortlichkeit des Staates werden in allen hier untersuchten Erhebungen Fragen 

gestellt. Besonders häufig wird die Verantwortlichkeit des Staates in den Jahren 1995 bis 

2009 und in etwas geringerem Maße auch zwischen 2015 und 2019 erhoben. In den 

allermeisten Fällen wird nach der Verantwortlichkeit des Staates in unterschiedlichen 

Politikbereichen wie Arbeitsmarkt, Rente und Familie gefragt, vereinzelt wird auch nur die 

Verantwortlichkeit für soziale Sicherung allgemein erfasst. Zudem wird fast immer die 

Verantwortlichkeit des Staates für Umverteilung erfasst. Im ESS sowie im Eurobarometer wird 

zusätzlich nach der Rolle europäischer Institutionen gefragt, insbesondere zwischen 2015 

und 2019. Auch in der Literatur finden sich einige Studien, die sich mit Einstellungen zu EU-

weiter Sozialpolitik befassen. 

Zum Niveau sozialstaatlicher Leistungen werden ebenfalls in allen Erhebungen Fragen 

gestellt, insbesondere zwischen 2005 und 2009 und in etwas geringerem Umfang zwischen 

2010 und 2019. In den meisten Befragungen ist das Leistungsniveau des Wohlfahrtsstaates 

oder der Umfang bzw. die Entwicklung der Sozialausgaben Thema. Häufig werden auch 

Fragen zu fiskalpolitischen Zielkonflikten und Prioritäten gestellt, etwa ob Steuern oder 

Leistungen angepasst werden sollten. Nach dem Kreis der Anspruchsberechtigten wird in der 

ALLBUS-Erhebung, im ESS und in den IVS gefragt, nach den Anreizwirkungen 

sozialstaatlicher Leistungen in ALLBUS und ESS. Auch die Literatur beschäftigt sich mit 

Einstellungen zum Ausmaß sozialstaatlicher Leistungen und geht auf Unterschiede in den 

Einstellungen in Bezug auf verschiedene sozialpolitische Bereiche ein. Viele Studien 

beschäftigen sich zudem damit, wie Haltungen, Werte, sozioökonomische Charakteristika 

und Kontextfaktoren diese Einstellungen prägen. Außerdem wird von einigen Studien die 

Verbreitung von Wohlfahrtschauvinismus thematisiert. 

In allen hier betrachteten Umfragen finden sich Fragen zu Gerechtigkeitsvorstellungen. 

Diese werden insbesondere seit 2015 gestellt. Außer im DEAS wird in allen Erhebungen nach 

Vorstellungen zur Verteilungsgerechtigkeit gefragt, auch Leistungsgerechtigkeit wird häufig 

adressiert. Vereinzelt werden Fragen zur Generationengerechtigkeit (DEAS, 

DeutschlandTrend), zur Chancengleichheit (ESS, Polit- und Eurobarometer) und zu 

Prinzipien sozialer Gerechtigkeit (SOEP, ESS) gestellt. 

Die Literatur befasst sich ebenfalls mit den Themen Ungleichheit und Umverteilung. Eine 

Reihe von Studien beschäftigt sich mit der Frage, wie Ungleichheit wahrgenommen wird, und 

welche Unterschiede in der Wahrnehmung es zwischen verschiedenen sozioökonomischen 

Gruppen gibt. Ein weiterer Schwerpunkt in der Literatur widmet sich der Frage, wie die 
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Bevölkerung gegenüber Ungleichheit eingestellt ist, wie sich diese Einstellungen im 

Zeitverlauf entwickeln und wodurch sie beeinflusst werden. Einige Studien untersuchen 

zudem, wie es sich auf die Einstellung gegenüber Ungleichheit auswirkt, wenn eine Person 

selbst Ungleichheit oder Aufstiege erlebt hat. 

Was sozialstaatliches Handeln in unterschiedlichen Politikbereichen, also bestimmten 

Lebenslagen und kritischen Lebenslaufübergängen angeht, so sind manche 

Politikbereiche gut in den Erhebungen abgedeckt und andere nicht. Die Lebenslage älterer 

Menschen wird etwa von allen Erhebungen außer der ALLBUS-Erhebung und dem SOEP 

erfasst, insbesondere in den Jahren 2005 bis 2009 und etwas weniger häufig auch zwischen 

1995 und 2004 sowie zwischen 2010 und 2019. Familienpolitische Themen kommen in allen 

Umfragen außer SOEP, DEAS und IVS vor. Die entsprechenden Fragen werden 

insbesondere seit dem Jahr 2000 gestellt. Allerdings wird beispielsweise die Lage 

alleinerziehender Eltern kaum beleuchtet. Zur Arbeitsmarktpolitik werden im ESS, im 

Politbarometer, im DeutschlandTrend und im Eurobarometer Fragen gestellt, insbesondere 

seit 2015, aber in etwas geringerem Ausmaß auch schon seit 2000. Auch in der Literatur lässt 

sich ein Schwerpunkt bei der Renten- und Arbeitsmarktpolitik erkennen. Weitere 

Politikbereiche, die in einzelnen Erhebungen adressiert werden, sind: Bildung (ESS, ISSP, 

DeutschlandTrend, hauptsächlich in den Jahren 2000 bis 2004), Wohnungspolitik 

(DeutschlandTrend, Polit- und Eurobarometer) und Pflegepolitik (DeutschlandTrend und 

Eurobarometer, hauptsächlich zwischen 2005 und 2009). In einigen Erhebungen finden sich 

zudem Fragen nach der Einschätzung von Konflikten zwischen bestimmten 

Bevölkerungsgruppen (ALLBUS, DEAS, Politbarometer, insbesondere seit 2020, in etwas 

geringerem Maß auch schon seit 2000) oder zu Diskriminierung (DEAS, ESS, 

Eurobarometer). Fragen zu Lebenslaufübergängen werden kaum gestellt. Ausführlich wird 

lediglich der Übergang in den Ruhestand im DEAS erhoben. Außerdem gibt es im ESS 

einzelne Fragen zu Chancen beim Berufseinstieg oder zur Familiengründung (u. a. ESS und 

ALLBUS). Weitere Übergänge wie etwa aus Arbeitslosigkeit oder Krankheit zurück ins 

Erwerbsleben werden nicht betrachtet. In der Literatur finden sich ebenfalls nur vereinzelt 

Studien, die sich mit der Qualität des Übergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand 

beschäftigen. 

Zum allgemeinen Reformbedarf sozialstaatlicher Leistungen werden im 

DeutschlandTrend verschiedene Fragen gestellt, vereinzelt kommt dieser Themenbereich 

auch im Polit- und im Eurobarometer vor, wobei dort eher die Bewertung konkreter, sich 

aktuell in der Diskussion oder bereits in der Umsetzung befindender Reformmaßnahmen 

erfasst wird. Auch in der Literatur finden sich einige Studien, die Einstellungen zu 

sozialstaatlichen Reformen thematisieren. 

Fragen zur Sozialpolitik sind häufig Bestandteile von Themenmodulen, die nicht unbedingt in 

jeder Befragungswelle wiederholt werden. Insbesondere dann, wenn sich in den 

Trendmonitoren Fragen auf konkrete sozialpolitische Maßnahmen oder zum Zeitpunkt der 

Erhebung aktuell diskutierte Reformen beziehen, kommt es häufig vor, dass sich der Wortlaut 

der entsprechenden Frage von einer zur nächsten Welle ändert. In unregelmäßigen 

Abständen wiederholte Fragen mit sich ändernden Formulierungen behindern die Analyse 

von längerfristigen Trends. 

Allerdings lässt sich in den Umfrageprogrammen ein Schwerpunkt auf den hier betrachteten 

Themen in den späten 1990er- und frühen 2000er-Jahren feststellen. Das ISSP-Modul zur 

sozialen Ungleichheit war beispielsweise 1987, 1992 und 1999 im Feld, danach erst wieder 

in den Jahren 2009 und 2019. Ähnlich verhält es sich mit dem ISSP-Modul zur Rolle des 

Staates: Die entsprechenden Fragen wurden 1985, 1990 und ab 1996 in zehnjährigem 

Abstand erhoben, also 2006 und 2016. Das ESS-Modul zu Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat 

war 2008 und 2016 im Feld. Somit sind aus verschiedenen Datensätzen viele, nahe 
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beieinander liegende Wellen vorhanden, die gute Trendvergleiche für die späten 1990er- und 

frühen 2000er-Jahre ermöglichen. 

Daraus ergibt sich zum einen, dass weitere sozialpolitisch relevante Personengruppen, die 

bisher von den Umfragen nicht abgedeckt werden, in den Blick genommen werden sollten. 

Hierzu könnten beispielsweise Alleinerziehende, Menschen mit Behinderung oder 

erwerbsunfähige Personen gehören. Zum anderen sollte ein stärkerer Fokus auf die Qualität 

von Lebenslaufübergängen (etwa von der Ausbildung ins Erwerbsleben, aus der 

Arbeitslosigkeit oder nach einer Krankheit zurück ins Erwerbsleben) gelegt werden. Hierzu 

finden sich in den betrachteten Erhebungen kaum Daten. Darüber hinaus sollte darauf 

geachtet werden, dass Items über die Zeit hinweg konsistent und in regelmäßigen Abständen 

erhoben werden. Nur so sind langfristige Trendanalysen möglich. 
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6 Anhang: Steckbriefe der Erhebungen 

Die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) 

– Ziel: Beobachtung von Einstellungen, Verhalten und sozialem Wandel 

– Schwerpunkte: zwei Schwerpunktmodule in zehnjährigem Replikationszyklus zu 

wechselnden Themen 

– Erhoben seit 1980, etwa alle zwei Jahre 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: bis 1990 alle wahlberechtigten Personen in der (alten) 

Bundesrepublik und West-Berlin, die in Privathaushalten wohnen, ab 

1991 die erwachsene Wohnbevölkerung in West- und Ostdeutschland 

▪ Bildung der Stichproben: In den Jahren 1980, 1992 und 1998 nach dem 

ADM-Stichprobendesign Haushaltsstichproben, in den Jahren 1994, 

1996 und ab 2.000 Personenstichproben aus Einwohnermelderegistern 

▪ Größe: bis 1990 3.000 Befragte, 1991 1.500 Befragte, seit 1992 etwa 

2.400 Befragte in West- und 1.100 in Ostdeutschland 

▪ Querschnittserhebung 

– Länder: Deutschland 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: keine 

– Datenverknüpfung: Verknüpfung mit Geodaten möglich 

 

Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) 

– Ziel: Verbesserung des Verständnisses von menschlichem Verhalten, 

wirtschaftlichen Entscheidungen, Mechanismen gesellschaftlichen Wandels und 

der Wirkung politischer Entscheidungen 

– Schwerpunkte: keine, in jedem der elf thematischen Bereiche Fragen, die 

jährlich, unregelmäßig und einmalig gestellt werden 

– Erhoben seit 1984, jährlich 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: Personen, die in Privathaushalten in Deutschland 

leben 

▪ Bildung der Stichproben: mehrstufiges zufälliges Auswahlverfahren 

(ADM-Design, Einwohnermeldeämter) 

▪ Größe: etwa 30.000 Befragte in 22.000 Haushalten 

▪ Panelerhebung 

– Länder: Deutschland 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: Migrationsstichprobe, Geflüchtetenstichprobe 

– Datenverknüpfung: Verknüpfung mit Wohnquartierdaten von microm, mit 

administrativen Daten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
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Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Rentenversicherung, mit 

Befragungsdaten von Betrieben, mit Daten einer Erweiterungsstudie zu Kindern, 

die in Kindertageseinrichtungen betreut werden, und mit Daten der PIAAC-

Erhebung8 möglich 

 

Deutscher Alterssurvey (DEAS) 

– Ziel: Begleitung des Wandels der Lebenssituationen und Alternsverläufe von 

Menschen ab 40 Jahren 

– Schwerpunkte: keine thematischen Schwerpunkte 

– Erhoben seit 1996, seit 2008 etwa alle drei Jahre9 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: in Privathaushalten lebende Mitglieder der deutschen 

Bevölkerung ab 40 Jahren 

▪ Bildung der Stichproben: Melderegisterstichprobe von Personen mit 

entsprechenden Geburtsjahrgängen, jeweils sowohl Panelstichproben 

aus vorausgegangenen Wellen und (in vielen Wellen) Basisstichproben 

aus den gleichen Gemeinden wie in Vorwellen 

▪ Größe: zwischen 4.608 und 10.324 Befragte 

▪ Panelerhebung 

– Länder: Deutschland 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: 2002 Stichprobe ausländischer Personen (in 

Privathaushalten lebende nicht deutsche Bevölkerung ab 40 Jahre alt in den 

gleichen Gemeinden wie in der Vorwelle) 

– Datenverknüpfung: Verknüpfung mit Wohnkostenpreisindex (RWI), INKAR-

Indikatoren des BBSR, Wohnquartierdaten von microm und infas360 möglich 

 

European Social Survey (ESS) 

– Ziel: Messung der Einstellungen, Überzeugungen und Verhaltensmuster, 

Lebensumstände, sozialen Struktur und der Bevölkerungen in mehr als 

30 Ländern 

– Schwerpunkte: zwei rotierende Module (z. B. in Wellen 4, 8 und 13 Einstellungen 

zum Wohlfahrtsstaat) 

– Erhoben seit 2001, etwa alle zwei Jahre 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit in Deutschland: alle in Deutschland lebenden 

Personen, die über 15 Jahre alt sind 

▪ Bildung der Stichproben: zufälliges, zweistufiges Auswahlverfahren aus 

Einwohnermelderegistern 

▪ Größe: netto mindestens 1.500 Interviews in Deutschland 

▪ Querschnittserhebung 

 
8 Das Programme for the International Assessment of Adult Competencies (PIAAC) ist eine von der Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) geförderte und international vergleichende Studie 

zur Untersuchung von Kompetenzen der erwachsenen Bevölkerung, die zeitgleich in mehreren Ländern 

stattfindet und in regelmäßigen Abständen wiederholt wird. Die Erhebung untersucht grundlegende 

Kompetenzen, die notwendig sind, um den alltäglichen und beruflichen Anforderungen erfolgreich begegnen zu 

können. 
9 2021 fand neben der regulären Befragung eine Aufstockungsbefragung statt, die in der Excel-Liste mit 2021a 

gekennzeichnet ist. 
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– Länder (mindestens einmal teilgenommen): Deutschland, EU-27 (außer Malta 

und Slowakei), Albanien, Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien, Ukraine, 

Serbien, Norwegen, Island, Israel, Russland, Schweiz, Türkei, Vereinigtes 

Königreich 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: Keine 

– Datenverknüpfung: Kontextdaten u. a. zu Demografie, Wirtschaft, Gesundheit, 

Kriminalität, Migration, politischen Institutionen 

 

International Social Survey Programme (ISSP) 

– Ziel: Erhebung von Veränderungen in Einstellungen, Verhalten und 

Lebensumständen 

– Schwerpunkte: Module werden regelmäßig wiederholt (z. B. Aufgaben der 

Regierung 1985, 1990, 1996, 2006, 2016) 

– Erhoben seit 1984, jährlich 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: Personen ab (meistens) 18 Jahren 

▪ Bildung der Stichproben: Wahrscheinlichkeitsauswahl, je nach Land ein- 

oder mehrstufig 

▪ Größe: pro Land mindestens etwa 1.000 Befragte 

▪ Querschnittserhebung 

– Länder: Deutschland, Kanada, USA, Mexiko, Suriname, Venezuela, Chile, EU-27 

(außer Belgien, Zypern, Irland, Lettland, Luxemburg, Malta, Portugal, 

Rumänien), Georgien, Ukraine, Norwegen, Island, Israel, Russland, Schweiz, 

Türkei, Vereinigtes Königreich, Bangladesch, China, Indien, Japan, Philippinen, 

Südkorea, Taiwan, Thailand, Australien, Neuseeland 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: Keine 

– Datenverknüpfung: Keine Datenverknüpfung vorgesehen 

 

Integrated Values Surveys (IVS): EVS + WVS 

– Ziel: Erhebung von grundlegenden Werten, Überzeugungen, Präferenzen, 

Einstellungen, Meinungen 

– Schwerpunkte: 75 % der Fragen der aktuellen Welle sind Panelfragen, 25 % neu 

aufgenommene Fragen 

European Values Study (EVS) 

– Erhoben seit 1981 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: Personen ab 18 Jahren mit Wohnadresse in einem 

privaten Haushalt im Befragungsland 

▪ Bildung der Stichproben: repräsentative mehrstufige Zufallsstichprobe 

▪ Größe: zwischen 1.000 und 1.500 effektive Befragte in jedem Land 

▪ Querschnittserhebung 

– Länder (mindestens einmal teilgenommen): Deutschland, Kanada, USA, EU-27, 

Norwegen, Island, Nordzypern, Weißrussland, Russland, Türkei, Ukraine, 

Albanien, Armenien, Aserbaidschan, Bosnien und Herzegowina, Georgien, 

Kosovo, Nordmazedonien, Moldau, Montenegro, Serbien, Schweiz, Vereinigtes 

Königreich 
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– Besondere Bevölkerungsgruppen: Finnland (schwedische Minderheit), 

Rumänien (ungarische Minderheit) 

– Datenverknüpfung: World Values Survey 

World Values Survey (WVS) 

– Erhoben seit 1981, etwa alle fünf Jahre 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: Personen ab 18 Jahren, die in einem Privathaushalt 

im Befragungsland leben 

▪ Bildung der Stichproben: repräsentativ, mehrstufiges Auswahlverfahren, 

zufällig 

▪ Größe: mindestens 1.200 Befragte pro Land 

▪ Querschnittserhebung 

– Länder: Deutschland, EU-27 (außer Österreich, Belgien, Dänemark, Irland, 

Luxemburg, Malta, Portugal), Vereinigtes Königreich, Albanien, Andorra, 

Armenien, Aserbaidschan, Bosnien und Herzegowina, Georgien, 

Kasachstan, Kirgisistan, Moldau, Montenegro, Norwegen, Nordmazedonien, 

Russland, Serbien, Schweiz, Tadschikistan, Türkei, Ukraine, Usbekistan, 

Weißrussland, Kanada, USA, Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, 

Kolumbien, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Guatemala, 

Haiti, Mexiko, Nicaragua, Peru, Puerto Rico, Trinidad und Tobago, Uruguay, 

Venezuela, Algerien, Burkina Faso, Ägypten, Äthiopien, Ghana, Kenia, 

Libyen, Mali, Marokko, Nigeria, Ruanda, Südafrika, Tunesien, Uganda, 

Sambia, Simbabwe, Iran, Irak, Israel, Jordanien, Kuwait, Libanon, Katar, 

Saudi-Arabien, Jemen, Bangladesch, China, Taiwan, Hongkong, Indien, 

Indonesien, Macau, Malaysia, Mongolei, Japan, Pakistan, Philippinen, 

Singapur, Südkorea, Thailand, Vietnam, Australien, Neuseeland 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: Regionale Befragungen in Andalusien, 

Baskenland, Valencia, Galizien, Tambov (Russland) 

– Datenverknüpfung: European Values Study 

 

Politbarometer 

– Ziel: Regelmäßige Ermittlung von Einstellungen zu Parteien, zur politischen 

Agenda und zu Personen in der Spitzenpolitik sowie zu aktuellen politischen und 

gesellschaftlichen Themen 

– Schwerpunkte: aktuelle Themen 

– Erhoben seit 1977, monatlich 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: 1977 bis Juni 1988 zur Bundestagswahl 

wahlberechtigte Personen, ab August 1988 wahlberechtigte Personen, 

die in einem Privathaushalt mit Telefonanschluss leben 

▪ Bildung der Stichproben: bis Juni 1988 mehrstufige Zufallsauswahl 

(ADM-Design), ab August 1988 zweistufige Zufallsauswahl nach RLD-

Verfahren 

▪ Größe: etwa 1.250 Wahlberechtigte 

▪ Querschnittserhebung 

– Länder: Deutschland 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: Erhebungen auf Ebene der Bundesländer vor 

Landtagswahlen 
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– Datenverknüpfung: Keine Datenverknüpfung vorgesehen 

 

DeutschlandTrend 

– Ziel: Erfassung der Einstellungen und Beurteilungen zu Parteien, Personen in 

der Politik und aktuellen politischen Themen 

– Schwerpunkte: aktuelle Themen 

– Erhoben seit 1997,10 monatlich 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Personen ab 18 Jahren 

▪ Bildung der Stichproben: mehrstufige Zufallsauswahl (ADM-Design, 

Zufallsstichprobe aus Online-Access-Panel) 

▪ Größe: bis zu 1.500 Wahlberechtigte 

▪ Querschnittserhebung 

– Länder: Deutschland 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: Erhebungen auf Ebene der Bundesländer 

– Datenverknüpfung: Keine Datenverknüpfung vorgesehen 

 

Eurobarometer 

– Ziel: Regelmäßiger Monitor der öffentlichen Meinung zu Themen in 

Zusammenhang mit der Europäischen Union und Einstellungen zu politischen 

oder sozialen Fragen 

– Schwerpunkte: Ad-hoc-Befragungen zu spezifischen, für die Aktivitäten der EU-

Institutionen relevanten Themen 

– Erhoben seit 1974, mindestens zweimal im Jahr 

– Stichprobe 

▪ Grundgesamtheit: Bevölkerung ab 15 Jahren, wohnhaft in EU-

Mitgliedsstaaten 

▪ Bildung der Stichproben: mehrstufige Zufallsauswahl 

▪ Größe: mindestens 1.000 Befragte pro Land (500 bei Bevölkerung unter 

einer Mio.) 

▪ Querschnittserhebung 

– Länder: Deutschland, EU-27, Island, Norwegen, Schweiz, Türkei, Vereinigtes 

Königreich, Mazedonien, Montenegro, Nordzypern, Serbien, Albanien, Bosnien 

und Herzegowina, Kosovo, Moldau, Georgien 

– Besondere Bevölkerungsgruppen: European Youth & Students, Managers & 

Enterprises, Urban Audit, Central and Eastern Eurobarometer, Candidate 

Countries Eurobarometer, Other Target Groups (Internet Users, Parents, 

Railway Passengers, Teaching professionals, …) 

– Datenverknüpfung: keine Datenverknüpfung vorgesehen 

  

 
10 Die Akkumulation auf Jahre ist seit 1998 verfügbar, weshalb die angehängte Excel -Liste erst 1998 beginnt. 
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